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Caritas erwartet weniger "Drehtüreffekt"
Jetzt vier Wochen P  ege nach Krankenhausaufenthalt auch ohne P  ege-
stufe möglich/Krankenkassen müssen beraten und Haushaltshilfe zahlen
Münster (cpm). Gesund genug für die Entlassung aus der Klinik, aber noch zu krank, um 
ohne Hilfe allein zuhause zurecht zu kommen. Das war bislang ein großes Problem gera-
de für ältere Patienten. Seit Jahresbeginn können sie bis zu vier Wochen ambulante P  e-
ge und Unterstützung im Haushalt bei ihrer Krankenkasse beantragen. Darauf weist die 
Caritas im Bistum Münster hin. Monika Brüggenthies, Referentin für die ambulante P  ege, 
begrüßt die neue Regelung im Krankenhausstrukturgesetz und hofft, "dass sich dadurch 
der Drehtüreffekt verringert". Wenn keine Angehörigen den entlassenen Patienten helfen 
konnten, seien diese häu  g überfordert gewesen. 

Bislang war für die P  ege und eine Haushaltshilfe nach dem Krankenhaus eine P  ege-
stufe notwendig. "Dafür muss man aber mindestens sechs Monate p  egebedürftig sein", 
erklärt Brüggenthies. Diese Hürde ist für die Anschlussp  ege nach Klinikaufenthalt entfal-
len und damit "eine Versorgungslücke geschlossen". 

Wenn die P  ege zuhause nicht möglich ist, kann der Arzt im Krankenhaus auch eine 
Kurzzeitp  ege verordnen, für die ein Zuschuss in Höhe des Satzes der P  egeversicherung 
von bis zu 1612 Euro für die p  egebedingten Kosten gezahlt wird. In der Regel sollten 
beide Möglichkeiten schon vor der Entlassung mit dem Sozialdienst der Klinik überlegt und 
angebahnt werden, so die Caritas-Mitarbeiterin. 

Den Antrag darauf müsse der Patient selbst bei seiner Krankenkasse stellen. Die sei bei 
ärztlicher Verordnung verp  ichtet zur Zahlung. Ebenso habe sie die P  icht zu beraten. 
Sollten die vier Wochen des gesetzlichen Anspruchs nicht ausreichen, müsse mit der Kas-
se verhandelt werden, ob eine Verlängerung möglich ist. 
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